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lide beschreiben, wurden Re-

visionen vorgenommen, wird 

weiter erklärt. Damit seien die 

Darstellungen der Physiologie 

von Aufnahme und Retention 

in Organen und Geweben und 

die Ausscheidungsvorgänge 

jetzt realistischer beschrieben. 

Die Berichte in dieser Reihe 

sollen Daten für die Ausle-

gung von Bioassay Messun-

gen liefern und die Dosiskoef-

fizienten der ICRP-Publika-

tionen 54 und 78 ersetzen. Der 

Bericht enthält auch Hinweise 

für Überwachungsprogramme 

und die Interpretation der Da-

ten. 

F. Paquet, G. Etherington, M.R. 

Bailey, R.W. Leggett, J. Lipsztein, 

W. Bolch, K.F. Eckerman, J.D. 

Harrison: ICRP, 2015. Occupa-

tional Intakes of Radionuclides: 

Part 1. ICRP Publication 130. 

Ann. ICRP 44(2). 
http://www.icrp.org/publication.a

sp?id=ICRP Publication 130  

 

Strahlenfolgen 
 

KiKK-
Folgestudie in 
den USA 
abgebrochen 
 
Die US-Amerikanische Atom-

Regulator-Kommission (NRC) 

hat eine Studie abgebrochen, 

die sie bei der Nationalen 

Akademie der Wissenschaften 

der USA (NAS) in Auftrag 

gegeben hatte. Die Studie soll-

te analog zur deutschen Kin-

derkrebsstudie (KiKK-Studie) 

herausfinden, ob die Zahl der 

Krebserkrankungen in der 

Nähe von Atomreaktoren auch 

in den USA erhöht ist. Darauf 

macht jetzt Michael Mariotte, 

Präsident des Nuclear Infor-

mation & Resource Service in 

dem Informationsdienst Nu-

clear Monitor aufmerksam. 

Offenbar seien die vorläufigen 

Ergebnisse der Studie so er-

schreckend gewesen, daß die 

NRC sie gleich zu Beginn be-

endete, kommentiert Mariotte.  

Michael Mariotte: US NRC drops 

cancer study. Does it matter? Nu-

clear Monitor No. 811, Sept. 23, 

2015, p. 7,8.  

Nahrungsmittel-
belastungen 
 

28 Jahre nach 
Tschernobyl 
 
Messwerte aus 2014 über 
radioaktive Kontaminati-
onen von Speisepilzen 
 
Pilze sind für viele Menschen 

eine beliebte Ergänzung des 

Speisezettels. Doch auch fast 

drei Jahrzehnte nach dem Re-

aktorunfall von Tschernobyl 

werden in einigen Pilzarten 

weiterhin erhöhte Aktivitäten 

des Radionuklids Cäsium-137 

(Cs-137) gemessen. Trompe-

tenpfifferlinge und Mohren-

kopfmilchlinge aus dem Baye-

rischen Wald können bei-

spielsweise noch bis zu einige 

tausend Becquerel pro Kilo-

gramm Cs-137 in der Frisch-

masse enthalten. Dieses Ge-

biet wurde mit Aktivitätsabla-

gerungen zwischen 2 000 und 

50 000 Becquerel pro Quad-

ratmeter Cs-137 sowie lokalen 

Spitzenwerten von 100.000 

Becquerel pro Quadratmeter 

durch den Reaktorunfall von 

Tschernobyl besonders betrof-

fen. Das Bundesamt für Strah-

lenschutz verfolgt durch eige-

ne Untersuchungen die radio-

aktive Kontamination wild 

wachsender Speisepilze im 

Süden Deutschlands und ver-

öffentlicht die Meßergebnisse 

in einem Bericht, der jährlich 

aktualisiert wird. Die Meßer-

gebnisse zum Stand im Jahre 

2014 wurden am 29. Septem-

ber 2015 veröffentlicht. Sie 

sind unter den nachfolgend 

angegebenen Internetadressen 

abrufbar. Die Messkampagnen 

ab 2005 umfaßten sowohl 

Dauerprobeflächen als auch 

weitere typische Waldstandor-

te, die von Pilzsammlern auf-

gesucht werden. 

Eva Kabai, Lydia Hiersche (BfS, 

FB Strahlenschutz und Umwelt): 

Radioaktive Kontamination von 

Speisepilzen: Aktuelle Messwerte 

(Stand: 2014). BfS-SW-18/15, Salz-

gitter Sept. 2015, urn:nbn:de:0221-

2015092913543,  

http://doris.bfs.de/jspui/handle/ur

n:nbn:de:0221-2015092913543  

‚Die Politik der Unsichtbar-

keit‘ nannte Olga Kuchinskaya, 

Assistenzprofessorin an der 

Universität Pittsburgh (USA), 

ihre 2014 erschienene Arbeit  

über die öffentliche Wahr-

nehmung und Nicht-Wahrneh-

mung der gesundheitlichen 

Folgen der Reaktorkatastrophe 

von Tschernobyl auf dem Ge-

biet der Republik Belarus. Die 

Autorin stützt sich auf die 

Auswertung gedruckter Quel-

len (Zeitungen, Zeitschriften, 

Informationsbroschüren, amt-

liche Berichte) und zahlreiche 

Interviews mit Beteiligten und 

Betroffenen aus dem Zeitraum 

1986 bis etwa 2012 und 

zeichnet Wellen der Sichtbar- 

und Unsichtbarmachung der 

Gesundheitsfolgen von Tscher-

nobyl in Belarus nach. 

Nicht das tatsächliche Aus-

maß der Gesundheitsschäden 

steht im Mittelpunkt der Dar-

stellung. Es geht eher um die 

Frage nach den politischen 

und institutionellen Bedin-

gungen, unter denen eingetre-

tene und potentielle Schäden 

sichtbar gemacht und als Fol-

ge der radioaktiven Belastung 

erkannt werden können. Und 

auf der anderen Seite um die 

Frage nach den Bedingungen 

und Konstellationen, unter 

denen sogar bereits erkannte 

Schäden wieder ‚unsichtbar‘ 

werden und andere gar nicht 

erst in den Bereich des ‚Sicht-

baren‘ gelangen können. 

Zu Zeiten der Sowjetunion, so 

stellt es Kuchinskaya dar, 

wurde die Reaktion auf die 

Katastrophe von Tschernobyl 

auch in der belorussischen 

SSR zentral von Moskau aus 

gesteuert. Das bedeutete 1986 

zunächst: mangelnde Informa-

tion, Geheimhaltungsvorschrif-

ten, Anweisungen zum Herun-

terrechnen von Strahlendosen 

und – unter Beteiligung inter-

nationaler Experten – Herun-

terspielen, ja Leugnen, der 

Konsequenzen für die allge-

meine Bevölkerung. In diese 

Zeit fällt auch die Etikettie-

rung manifester Gesundheits-

probleme und der Sorgen in 

der Bevölkerung als „Radio-

phobie“. 

Die zulässige Dosis für die 

Allgemeinbevölkerung wurde 

auf 100 Millisievert pro Jahr 

festgesetzt (nach 500 Millisie-

vert pro Jahr in den ersten 

Wochen nach dem Unfall). 

1987 wurde dann ein Grenz-

wert von 500 Millisievert für 

die Lebenszeitdosis über 70 

Jahre festgesetzt. Die Bevöl-

kerung sollte auch in hoch-

kontaminierten Gebieten woh-

nen bleiben, jedoch mit unbe-

lasteter Nahrung versorgt und 

durch Dekontaminationsmaß-

nahmen in die Lage versetzt 

werden, wieder Nahrungsmit-

tel zu produzieren. Das erwies 

sich angesichts der Versor-

gungsprobleme in der späten 

Sowjetunion als undurchführ-

bar. Die Selbstversorgung mit 

Nahrungsmitteln war unver-

zichtbar. 

Die sowjetische Strahlen-

schutzkommission unter Le-

onid Ilyin setzte im Herbst 

1988 die Lebenszeitdosis aus 

innerer und äußerer Strahlen-

belastung über 70 Jahre  auf 

350 Millisievert (35 rem) fest, 

mit dem Argument, mögliche 

Gesundheitsfolgen des Unfalls 

von Tschernobyl würden „in 

einem Bereich unterhalb der 

Standardabweichung der spon-

tanen Inzidenz der jeweiligen 

Buchmarkt 
 

Die Politik der 
Unsichtbarmachung der 
Gesundheitsfolgen von 
Tschernobyl 
 
Olga Kuchinskaya zeichnet Wellen der Sichtbar- und 
Unsichtbarmachung der Gesundheitsfolgen von 
Tschernobyl in Belarus nach. 
 

http://www.icrp.org/publication.asp?id=ICRP%20Publication%20130
http://www.icrp.org/publication.asp?id=ICRP%20Publication%20130
http://doris.bfs.de/jspui/handle/urn:nbn:de:0221-2015092913543
http://doris.bfs.de/jspui/handle/urn:nbn:de:0221-2015092913543
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Krankheiten“ liegen (100 f.)3. 

In fast allen durch den Fallout 

kontaminierten Gebieten wür-

den mit diesem Grenzwert 

Strahlenschutzmaßnahmen, ins-

besondere Umsiedlungen, nicht 

mehr erforderlich sein. 

Mitte 1989, als die obersten 

Gremien der belorussischen 

SSR einen auf dem Moskauer 

Konzept beruhenden Fünfjah-

resplan diskutieren und be-

schließen sollten, der kaum 

Umsiedlungen und eine sofor-

tige Reaktivierung der Land-

wirtschaft vorsah, fanden be-

lorussische Wissenschaftler und 

Ärzte in den Medien ihres 

Landes erstmals Gehör für ei-

ne andere Auffassung. Sie ar-

gumentierten, daß Menschen 

nicht in Gebieten leben soll-

ten, in denen es unmöglich 

sei, unkontaminierte Nahrung 

zu produzieren oder die Be-

wohner damit zu versorgen. 

Sie kritisierten außerdem, daß 

der Moskauer Entwurf nicht 

vorsah, die Strahlendosen für 

den Einzelnen und eventuelle 

Gesundheitsfolgen tatsächlich 

zu ermitteln und nachzuver-

folgen. 

Zeitgleich erschienen erstmals 

Karten der Kontamination und 

Belastungstabellen in belorus-

sischen Zeitungen, die etwa 

ein Viertel des Territoriums 

der belorussischen SSR als 

kontaminiert auswiesen. 

Als durch die öffentliche Dis-

kussion die Ausmaße der 

Probleme allmählich deutlich 

wurden, kam es in Minsk und 

Gomel’ zu Protestaktionen 

und Streiks gegen die Untä-

tigkeit der Behörden; es wurde 

unter anderem mehr materielle 

Hilfe aus Moskau verlangt. 

Kuchinskaya macht darauf 

aufmerksam, daß die Behör-

den – in sowjetischer Traditi-

on – keine Erfahrung mit der 

Entwicklung von Gesetzen 

und bürokratischen Verfah-

rensweisen im Umgang mit 

ökologischen Katastrophen hat-

ten, und daß die Wissen-

                                                  
3 Zahlen in Klammern beziehen 

sich auf die Seitenzahlen des 

besprochenen Buches. 

schafts- und Technikgläubig-

keit tief im öffentlichen Be-

wußtsein verwurzelt waren. 

Das Verdienst belorussischer 

Wissenschaftler in diesen Jah-

ren ist nach Kuchinskaya, „die 

methodischen Ansätze der 

sowjetischen Wissenschaftler 

in Frage gestellt und die als 

objektive Wissenschaft ca-

mouflierten eigennützigen In-

teressen der Sowjetadministra-

tion enthüllt zu haben.“ (92) 

Das belorussische Konzept 

zur Bewältigung der Tschern-

obylfolgen bestand in einer 

Aufteilung der belasteten Ge-

biete in Zonen, für die je nach 

der gemessenen Bodenbelas-

tung Umsiedlungen mit unter-

schiedlicher Dringlichkeit und 

verschiedene soziale Vergüns-

tigungen für die strahlenexpo-

nierten Bewohner vorgesehen 

waren (104). 

Wissenschaftler vor Ort merk-

ten an, daß die Bodenbelas-

tung kein hinreichendes Krite-

rium für Strahlenschutzmaß-

nahmen sei, da sie die Boden-

beschaffenheit, die Migration 

von Nukliden und die Dauer 

der Strahlenexposition nicht 

berücksichtige. Auch werde 

der unterschiedlichen Strah-

lenempfindlichkeit keine Rech-

nung getragen. 

Immerhin wurde im Zuge der 

zunehmend öffentlichen Dis-

kussion sichtbar, daß die Ka-

tastrophe größer war als zuvor 

eingeräumt. 

Das 1991 unabhängig gewor-

dene und aus dem Zusam-

menhang der zusammenbre-

chenden sowjetischen Öko-

nomie ausgegliederte Belarus 

mußte 1992 19,9 Prozent sei-

nes Staatshaushaltes für die 

Bewältigung von Tscherno-

bylfolgen ausgeben. Die er-

hoffte internationale Hilfe 

blieb weitestgehend aus. 

Die Regierung setzte daher 

1993 eine Arbeitsgruppe unter 

dem Radiochemiker E.P. Pet-

ryaev ein, um einen neuen 

Plan für den Umgang mit den 

Tschernobylfolgen in Belarus 

zu erarbeiten. Petryaevs Kon-

zept erklärte die Periode der 

Notfallmaßnahmen für been-

det. Man müsse mit der Strah-

lung zu leben lernen, hieß es 

nun in den Medien. Trotz Kri-

tik aus der Parlamentskom-

mission und mehrfacher Ab-

lehnung durch die belorussi-

sche Akademie der Wissen-

schaften wurde das Konzept 

Ende 1995 von der Regierung 

angenommen. Einziges Krite-

rium für die Zoneneinteilung 

war nun die durchschnittliche 

effektive Jahresdosis. 

Diese konnte, so Kuchin-

skaya, nicht so einfach wie die 

Bodenkontamination gemes-

sen werden, sondern mußte 

durch Experten abgeschätzt 

werden, wobei die Verfahren 

kontrovers und für die Öffent-

lichkeit intransparent waren. 

Etwa 70 Prozent der belaste-

ten Gebiete wurde nun eine 

durchschnittliche Jahresdosis 

von unter 1 Millisievert zuge-

schrieben – zusätzliche 

Schutzmaßnahmen sollte es 

dort nicht mehr geben, die so-

zialen Vergünstigungen ent-

fielen. Ein Dorf nach dem an-

deren verlor ab 1996 im Rah-

men des neuen Fünfjahres-

plans zur Bewältigung der 

Folgen von Tschernobyl sei-

nen Status als kontaminiertes 

Gebiet. Auch höher belastete 

Flächen sollten wieder land-

wirtschaftlich bebaut werden. 

Nur die radioaktiven Belas-

tungen der Region Gomel’ 

ließen sich mit der neuen Her-

angehensweise nicht wegdefi-

nieren. 

Kritiker merkten an, daß in 

den derart definierten Zonen 

durchaus Belastungen von bis 

zu 5 Millisievert vorkommen 

könnten, vor allem durch Le-

bensmittel aus Eigenanbau 

und andere über den amtlichen 

Lebensmittelgrenzwerten lie-

gende Nahrung. Außerdem 

seien die tatsächlichen Strah-

lendosen praktisch nicht nach-

zuverfolgen. Damit, so resü-

miert Kuchinskaya, war die 

Sichtbarkeit der Tschernobyl-

Kontamination für die Öffent-

lichkeit reduziert und das Ziel 

der Kostenreduktion wie bei 

dem zuvor verworfenen sow-

jetischen Ansatz erreicht. 

Gleichzeitig wurde in der me-

dialen Darstellung die radio-

aktive Kontamination als Fol-

ge der Nuklearkatastrophe in 

erster Linie zu einer ökonomi-

schen Katastrophe. 

Das Sichtbarmachen von 

Schäden und Risiken erfordert 

eine wissenschaftliche und 

technische Infrastruktur zur 

systematischen Erhebung und 

Auswertung von Daten nach 

anerkannten Normen. Einen 

bedeutenden Teil dieser Ar-

beit erledigte in Belarus die 

Organisation Belrad. Unter 

Leitung von Vassily Nes-

terenko gründete und betrieb 

sie zwischen 1991 und 1993 

an 370 Orten staatlich finan-

zierte Strahlenschutzzentren, 

in denen vor allem Lebensmit-

telmessungen durchgeführt 

wurden. Ab 1996 kamen 

Ganzkörpermessungen hinzu. 

Nach Kuchinskayas Darstel-

lung gehörte Nesterenko vor-

her zum sowjetischen Nukle-

arprogramm und war mit der 

Entwicklung eines mobilen 

Reaktors befaßt (109). Er habe 

auch aus diesem Grunde nati-

onal und international Res-

sourcen mit dem Ziel mobili-

sieren können, ein „System 

vollständiger Kontrolle der 

individuellen Dosen“ aufzu-

bauen“ (108). Dies gelang 

nicht. Schon 2003 gab es nur 

noch 40 staatliche und 19 von 

Belrad finanzierte und betrie-

bene Zentren, von denen 2007 

die meisten aufgrund staatli-

cher Anordnung schließen 

mußten. 

Das 1989 beschlossene Pro-

gramm zur Bewältigung der 

Tschernobylfolgen in Belarus 

hatte ein ambitioniertes For-

schungsprogramm in vier Be-

reichen vorgesehen: Umwelt-

forschung in kontaminierten 

Gebieten, Techniken und Me-

thoden zur landwirtschaftli-

chen Produktion unter Kon-

taminationsbedingungen, Aus-

wirkungen der Strahlenbelas-

tung auf die menschliche Ge-

sundheit (einschließlich Diag-

nostik und Therapie) sowie 

Dekontaminationsforschung 

(einschließlich Radiometrie 

und Dosimetrie). Bis 1996 
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waren 18 Institute der Aka-

demie der Wissenschaften und 

über 20 weitere wissenschaft-

liche Einrichtungen an der 

Verwirklichung dieses Pro-

gramms beteiligt. Die For-

schung zu den Gesundheits-

folgen umfaßte epidemiologi-

sche Studien, Untersuchungen 

zu den Strahlenwirkungen auf 

die Funktionssysteme des 

menschlichen Körpers sowie 

Untersuchungen zur kombi-

nierten Wirkung von Strah-

lung und anderen Faktoren auf 

die Gesundheit der strahlen-

exponierten Bevölkerung 

(141). 

In der Wirtschaftskrise vor 

und nach der Unabhängigkeit 

des Landes hatten alle For-

schungseinrichtungen Schwie-

rigkeiten, ihre Apparate und 

Einrichtungen instand zu hal-

ten, das Personal mußte hal-

biert werden. Gerade an den 

Tschernobylprojekten aber wur-

de freiwillig viel unbezahlte 

Arbeit geleistet. Im Zusam-

menhang mit der administrati-

ven Unsichtbarmachung der 

Strahlenbelastung wurden auch 

die Forschungen reduziert. 

Grundlagen, die in den frühen 

Jahren gelegt worden waren, 

konnten daher nicht weiterver-

folgt werden. Mit der Verle-

gung oder Schließung von For-

schungseinrichtungen wurden 

Datensammlungen nicht wei-

tergepflegt, Forschungsansät-

ze gekappt und Forschungs-

vorhaben unter den Vorbehalt 

praktischen Nutzens und 

„ökonomischer und sozialer 

Effizienz“ (145) gestellt. Da-

runter litten die Grundlagen-

forschung, aber auch das 

Screening und die sorgfältige 

Führung einer Statistik, die 

spätere epidemiologische Stu-

dien erst ermöglichen würde. 

Junge Wissenschaftler werden 

eher entmutigt, sich mit 

Tschernobylforschung zu be-

fassen. 

Damit entstand auch in Bela-

rus der bekannte Teufelskreis, 

daß gesicherte wissenschaftli-

che Erkenntnis aus Mangel an 

Forschungskapazität nicht zu 

erhalten ist, während sich die 

Bürokratie bei der Konzeption 

– oder Vermeidung – von 

Schutz- und Vorsorgemaß-

nahmen auf den Mangel an 

gesicherter Erkenntnis beruft. 

Olga Kuchinskaya hat die 

jährlichen Regierungsberichte 

über die Folgen der Katastro-

phe kritisch gelesen und fest-

gestellt, daß sich die Darstel-

lung im Laufe der Zeit der 

Sichtweise von IAEA, WHO 

und UNSCEAR annähert, die 

nur den Schilddrüsenkrebs bei 

Kindern als Folge des 

Tschernobyl-Fallouts aner-

kannten, und die manifeste 

Zunahme anderer Krebsarten 

und nicht kanzerogener Er-

krankungen auf soziale und 

vor allem psychische Belas-

tungen zurückführen. In den 

frühen Berichten waren diese 

Organisationen noch kritisiert 

und offen als „voreingenom-

men“ bezeichnet worden. 

„… internationale Strahlenex-

perten schienen ‚psychische 

Belastungen‘ als Konzept zu 

behandeln, das keinerlei 

Selbsteinschätzung oder Zeug-

nisse aus der betroffenen Be-

völkerung selbst erforderte. 

Die Autorität von Nuklearex-

perten war also offenbar aus-

reichend, [krankhafte] Angst 

bei ganzen Völkern zu diag-

nostizieren.“ (119, im Origi-

nal: ,anxiety‘), bemerkt Kuch-

inskaya. Diese ‚Angst‘ wird in 

den Berichten des Internatio-

nalen Tschernobylforums in 

Wien 1996 vor allem auf den 

Streit unter den Wissenschaft-

lern über die Strahlenrisiken 

zurückgeführt. Eine solche 

Sicht impliziere, so Kuchin-

skaya, daß die Einschätzungen 

der Wissenschaftler das einzi-

ge seien, was die Bedeutung 

von Strahlenfragen in der öf-

fentlichen Wahrnehmung aus-

mache. Die betroffene Bevöl-

kerung werde als einförmige 

Gruppe gesehen, deren Deu-

tung der Strahlenfolgen nicht 

etwa von ihrer wirtschaftli-

chen Lage, ihrer Bildung, ih-

rer Kultur oder anderen Fakto-

ren beeinflußt werde; die Ex-

perten pflegten Distanz zu den 

Betroffenen, Verfahren zum 

Austausch oder zur Berück-

sichtigung der gelebten Erfah-

rung der Betroffenen, ein-

schließlich gesundheitlicher 

Fragen, gebe es nicht. Dage-

gen wollte sich das Tscherno-

byl-Forum ab 2003 der Mit-

hilfe von „Spezialisten für öf-

fentliche Information“ bedie-

nen, um die „autoritativen“ 

Aussagen seiner Experten zu 

vermitteln. 

Im ersten Jahrzehnt des 21. 

Jahrhunderts dominiert in den 

Berichten der UN-Organisati-

onen für Entwicklung (UNDP) 

und Kinder (UNICEF) die 

Ökonomie – der belarussi-

schen Regierung wird eine 

drastische Reduktion der 

Strahlenschutzprogramme wie 

etwa des kostenlosen unkon-

taminierten Schulessens emp-

fohlen. Auch die internationa-

len Tschernobyl-Hilfsprogram-

me sollten auf „Kosteneffizi-

enz“ überprüft werden und 

sich nicht primär auf Gesund-

heitsfolgen beziehen (130). 

Projekte wie ETHOS und 

CORE konzentrierten sich da-

rauf, den in kontaminierten 

Gebieten lebenden Menschen 

„praktische Fähigkeiten zur 

Risikoreduktion bei Strahlen-

exposition“ zu vermitteln – 

anders gesagt: die Arbeit der 

Bewältigung einer lang an-

dauernden Kontamination und 

des Strahlenschutzes auf die 

Betroffenen abzuwälzen. 

Statt unermüdlich zu wieder-

holen, daß die Betroffenen 

von den Strahlenrisiken nichts 

verstehen, sollte sich die Wis-

senschaft – vor allem die sich 

als maßgeblich aufführenden 

internationalen Gremien – in-

stitutionell diversifizieren, 

Kritiker und lokale Experten 

nicht ausschließen und das 

Gespräch mit den Betroffenen 

suchen, empfiehlt Kuchin-

skaya. Es sollte sichergestellt 

werden, daß an der Gewin-

nung und Verbreitung von 

Wissen und Kenntnissen kon-

tinuierlich und angemessen 

langfristig gearbeitet werden 

könne. 

Kuchinskayas Arbeit ist keine 

einfache, aber eine lohnende 

Lektüre. Die Fragen, die sie 

aufwirft, sind auch im Lichte 

des Unfalls in Fukushima 

Dai’ichi noch nicht beantwor-

tet. 

Annette Hack 

Kuchinskaya, Olga: The Politics 

of Invisibility – Public Know-

ledge about Radiation Health 

Effects after Chernobyl. MIT 

Press 2014, ISBN 978-0-262-

02769-4.  

 

 

Atommüll 
 

Unterirdischer 
Brand nahe 
Atommüllhalde 
in den USA 
 
Im US-Bundesstaat Missouri 

ist ein unterirdischer Brand 

auf etwa 350 bis 400 Meter an 

eine Atommüllhalde herange-

rückt. Das berichtete der von 

WISE, Amsterdam, herausge-

gebene Informationsdienst ,Nu-

clear Monitor’ im Oktober 2015 

unter Berufung auf lokale Zei-

tungen und Internetquellen. 

Die Mülldeponie West Lake 

Landfill in der Nähe der Stadt 

St. Louis wurde 1973 illegal 

mit radioaktivem Abfall aus 

der Uranverarbeitung befüllt, 

der aber auch Materialien aus 

dem Bau der ersten Atom-

bomben enthielt. 2008 hatte 

die US-Umweltschutzbehörde 

EPA entschieden, daß der 

kontaminierte Müll „abge-

deckt und in Ruhe gelassen“ 

werden sollte. 

Die Ursache des seit 2010 

brennenden unterirdischen Feu-

ers ist unbekannt. Allerdings 

sind solche Brände in den 

USA nichts Ungewöhnliches, 

vor allem in nicht mehr ge-

nutzten Kohlegruben. 2013 

zählte das zuständige Office 

of Surface Mining Reclamati-

on and Enforcement 98 unter-

irdische Brände in neun Bun-

desstaaten der USA. 

Der Bezirk St. Louis County 

hat jüngst Notfallpläne veröf-

fentlicht, die Evakuierungen 

und die Bereitstellung von 

Schutzräumen auf eigenem 

Gebiet und im Nachbarbezirk 

St. Charles County für den 


